
Bundessozialgericht

12/11 RA 160/70
___.—_„_ ...—...„ ...-» . .. ......—

Zugestellt
am 240 Juni 4974
’ Rego—Haupt—
sekretär als Urk„
Beamter der Gesch°
Stelle

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsbeklagter,

g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 12° Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 26„ Mai 1971 durch

Senat5präsident
.

Dr. H a u g

— Vorsitzender -,
Bundesrichterin G e y s e r ,
Bundesrichter B u r g e r ,
Bundessozialrichter G r a e f und

Bundessozialrichter B 615 s o w

für Recht erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom

200 Mai 1970 wird zurückgewiesen°

Die Beklagte hat dem Kläger auch die außer-

gerichtlichen Kosten des Revisionsverfahrens

zu erstatten° '
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Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob der Kläger

von der Versicherungspflicht in der Angestelltenver—

sicherung gemäß Art° 2 @ 1 des Angestelltenversiche—

rungs—Neuregelungsgesetzes (AnVNG) idF des Art° 2 5 2

Nr° 1 des Finanz—Anderungsgesetzee 1967 (FinÄndG) vom
21° Dezember 1967 (BGBl I 1259) zu befreien ist°

Der im August 19A3 geborene Kläger ist seit April 1966

bei einer Firma in Düsseldorf als Angestellter beschäf—

tigt° Er war vom 1° Februar 1967 an wegen Überschrei—

tens der damaligen Jahresarbeitsverdienstgrenze — JAV m
(@ 5 des Angestelltenversicherungsgesetzes — AVG — in

der bis zum 310 Dezember 1967 geltenden Fassung) in der

Rentenversicherung der Angestellten versicherungsfrei

und berechtigt, die frühere Versicherung freiwillig

fortzusetzen„ Von April 1967 bis Oktober 1968 leistete

der Kläger'den Grundwehrdiensto Im Oktober 1968 nahm

er die Tätigkeit bei seiner bisherigen Firma mit einem

Monatsgehalt von mehr als 1‚800,- DM wieder auf° Bereits

vorher hatte er sich ausreichend privat versichert„

Die Beklagte lehnte den im Juni 1968 gestellten Befrei—
ungsantrag ab, weil der Kläger nicht bis zum 31° Dezem—

ber 1967 wegen Überschreitens der Jahresarbeitsverdienst»

grenze versicherungsfrei gewesen sei (Bescheid vom

50° September 1968)° Der Widerspruch des Klägers blieb

ohne Erfolg (Widerspruchsbescheid vom 15„ Dezember 1968)‚

Das Sozialgericht (SG) Düsseldorf wies die Klage ab
(Urteil vom 11„ Dezember 1968)„ Der Berufung des Klä—

gers gab das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein—
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Westfalen statt im wesentlichen mit folgender Begründung:

Zwar solle nach Art° 2 5 1 AnVNG idF des FinÄndG 1967 nur

solchen Angestellten eine Befreiung von der Versicherungs—

pflicht ermöglicht werden, die ohne Unterbrechung vor und

nach dem 1„ Januar 1968 in einem abhängigen Beschäftigungsn

verhältnis gestanden haben° Eine Unterbrechung des Beschäf—

tigungsverhältnisses Könne aber nicht darin erblickt wer—
den, daß der Kläger während der Zeit vom April bis Okto—

ber 1968 seinen Grundwehrdienst nach den @@4 Abs° 1, 5
des Wehrpflichtgesetzes (WPf1G) geleistet habe° Dies gelte

um so mehr‚ als der Kläger im Anschluß an den Wehrdienst

sein Beschäftigungsverhältnis bei seiner biSherigen Firma

fortgesetzt habe„

Maßgebend dafür, daß der Kläger i.S„ von $ 1 Abs° 1 AnVNG

idF desFinÄndG1967zu denjenigenAngestelltengehöre,
die wegen Überschreitens der JAV vor dem 1° Januar 1968

nicht versicherungspfliohtig waren und aufgrund des FinÄndG

1967 versicherungspflichtig geworden sind, sei die weit—

gehende Bestandswahrung, die der Gesetzgeber dem zum Dienst

für die Allgemeinheit herangezogenen Wehrpflichtigen hin—

sichtlich seines beruflichen Status und des daran anknüp—

fenden Versicherungsverhältnisses gewährleiste° Diese Be—

standswahrung komme in verschiedenen Vorschriften zum Aus—

druck„ So bleibe nach den @S 1 Abs° 1, 2 des Arbeitsplatz—
schutzgesetzes bei der Einberufung zum Grundwehrdienst

das*Arbeitsverhältnis bestehen; es ruhe nur und dürfe

nicht gekündigt werden° Personen, die vor einer Wehr—'

dienstleistung in der gesetzlichen Rentenversicherung

versicherungspflichtig waren, blieben nach 5 2 Abs„ 1
Nro 8 AVG und 5 1227 Abs° 1 Nr° 6 der Reichsversicherungs—

ordnung (RVO) in das System der sozialen Sicherung einbe—;

zogen° Bei diesen Vorschriften handele es sich um den

Ausfluß eines Prinzips, das bei der Gesetzesanwendung

allgemeine Gültigkeit habe und über die vom Gesetzgeber
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getroffenen Einzelregelungen hinaus zu beachten sei°

Dieses Prinzip gebiete es, Arbeits— und Sozialversiche—

rungsverhältnisse eines Wehrpflichtigen in ihrem Grunde

bestand bei Ableistung des Wehrdienstes unberührt zu
lassen°

Da der Kläger auch einen den Anforderungen des Art} 2

S 1 AnVNG genügenden Versicherungsvertrag abgeschlossen

habe und sein Befreiungsantrag entsprechend dieser Be—

stimmung noch vor Ablauf des 30° Juni 1968 bei der Be—

klagten eingegangen sei‚ müsse er ab 1° Januar 1968 von
der Versicherungspflicht befreit werden (Urteil vom
20° Mai 1970)° '

Mit der zugelassenen Revision rügt die Beklagte eine

Verletzung des Art„ 2 © 1 AnVNG idF des FinÄndG 1967

durch das Berufungsgericht°

Entgegen der Ansicht des LSG erfülle der Kläger die Vor—

aussetzungen für die Befreiung von der Versicherungs—

pflicht nach dieser Vorschrift nicht: Da die Rechte und

Pflichten aus dem ursprünglichen Arbeitsverhältnis wähu

rend des Wehrdienstes des Klägers geruht hätten, fehle'

es bereits daran, daß sein Beschäftigungsverhältnis

— als Grundlage sowohl der Versicherungsfreiheit wegen

Überschreitens der JAV als auch der Versicherungspflicht

durch das FinÄndG 1967
— durchgängig, dh" vor und nach

dem 1° Januar 1968 bestanden habe (Hinweis auf das Ur—

teil des 1° Senats des Bundessozialgerichts — BSG — vom

260 Februar 1969 zu Art° 2 S 1 AnVNG in der bis zum

51° Dezember 1967 geltenden Fassung; vgl° DAngVers 1969,

153)° Auch die vom LSG zur Begründung seiner abweichen—

den Auffassung herangezogenen Vorschriften würden keine

andere Betrachtungsweise erlauben° Das Arbeitsplatz—

schutzgesetz diene der arbeitsrechtlichen Sicherung des

Wehrdienstleistenden; @ 2 Abs° 1 Nr" 8 AVG sei eine
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Sondervorschrift, die den sozialversicherungsrechtlichen

Schutz des Wehrdienstleisstenden abschließend regele°

Dabei sei es ohne rechtliche Bedeutung, ob der Kläger

bis zum 31° Dezember 1967 naeh 5 2 Abs° 1 Nr° 8 AVG

versicherungspflichtig war oder ob ihm als freiwillig

Versichertem die zu entrichtenden Beiträge als Sonder—

leistungen nach dem Unterhaltssicherungsgesetz gewährt

wurden° In beiden Fällen sei der Kläger vor dem 1° Ja—

nuar 1968 nicht wegen Überschreitens der JAV versiche—

rungsfrei gewesen und sei auch nicht aufgrund des
FinÄndG 1967 versicherungspflichtig geworden° Eine

unterschiedliche Betrachtungsweise je nachdem, ob die

vor der Einberufung zum Wehrdienst versicherungsfreien

Angestellten bis dahin freiwillige Beiträge entrichtet

haben oder nicht, sei auch nicht gerechtfertigt„

Die Versicherungspflicht sei beim Kläger erst nach dem

Ende des Wehrdienstes mit der Wiederaufnahme seines Be—

schäftigungsverhältnisses eingetreten° Ein ursächlicher
Zusammenhang zwischen dem Inkrafttreten des FinÄndG 1967

und dem "Versicherungspflichtigwerden" sei aber zu die—

sem Zeitpunkt nicht mehr gegeben gewesen (Hinweis auf

das Urteil des LSG Baden—Württemberg vom 16 Juli 1968

in DAngVers 1968, 360)

Auch müsse Art° 2 5 1 AnVNG idF des FinÄndG 1967 als
Ausnahme— und Übergangsvorschrift eng ausgelegt und an—

gewandt werden° Zum anderen sei nach den Ausführungen

des BSG in dem genannten Urteil vom—26. Februar 1969

.Sinn und Zweck der Übergangsvorschrift, unter bestimm—

ten Voraussetzungen einen infolge der eingetretenen Ver—

sicherungsfreiheit erreichten Besitzstand zu schützen

und den betroffenen Personen deshalb die Möglichkeit

einzuräumen, die bisherige anderweitige Gestaltungihrer

Altersversorgung beizubehalten° Auch diese Erwägungen

träfen für den Kläger nicht zu°
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„Die Beklagte beantragt, unter Aufhebung des angefoch—

tenen Urteils die Berufung des Klägers gegen das Urteil

des Sozialgerichts Düsseldorf vom 11„ Dezember 1969

zurückzuweiseno‘

Der Kläger ist im Revisionsverfahren nicht nach 5 166

Abs° 1 des Sozialgerichtsßesetzes (SGG) vertreten°

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne münd—

liche Verhandlung einverstanden ($ 124 Abs° 2 SGG)°

II

Die Revision ist nicht begründet"

Dem LSG ist darin beizupflichten, daß der Kläger ent—

sprechend seinem Antrag Von der Versicherungspflicht

als Angestellter nach Art° 2 $ 1 Abs° 1 Buchst" b AnVNG

idF des FinÄndG 1967 zu befreien ist„

Das LSG ist mit der Rechtsprechung des Senats (vgl° Ur»
teile vom 28° April 1971 - 12/11 RA 156/70 und 12/11 RA

158/70) davon ausgegangen, daß die besagte Befreiungs—
vorschrift in der Regel das Bestehen eines Beschäftigungs—

verhältnisses als Angestellter am 51„ Dezember 1967 und

1„ Januar 1968 voraussetzt° Es hat auch mit zutreffenden
Gründen eine Änderung des sozialversicherungsrechtlichen

Status des Klägers durch den vom April 1967 bis Oktober

1968 geleisteten Wehrdienst verneint°

Mit Recht hat das Berufungsgericht darauf hingewiesen,

daß das Arbeitsverhältnis während des Wehrdienstes des

Klägers nach @ 1 Abs° 1 i°V„m° @ 15 Abs° 1 des Gesetzes
über den Schutz des Arbeitsplatzes bei Einberufung zum

Wehrdienst idF vom 21° Mai 1968 (BGBl I 551) nur geruht

..7...
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hat„ Das Arbeitsverhältnis lebt nach der Beendigung des

Wehrdienstes mit allen Rechten und Pflichten wieder auf°

Der Arbeitnehmer soll dann — wie insbesondere aus 5 6

des Gesetzes erhellt — so gestellt werden, als wäre er

nicht zur Ableistung des Wehrdienstes aus dem Betrieb ab—

wesend gewesen°

Der Revision ist zwar zuzugeben, daß das Arbeitsplatz—

schutzgesetz primär der arbeitsrechtlichen Sicherung des

Wehrdienstleistenden dient° Es enthält daneben aber auch

versicherungsrechtliche Regelungen° So bestimmt 5 5 Abs„l

des Gesetzes, daß eine bestehende Versicherung in der

zusätzlichen Alters— und Hinterbliebenenversorgung für

Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst durch die Einberu—

fung zum Grundwehrdienst nicht berührt wird° Dies gilt

auch dann, wenn die zusätzliche Alters— und Hinterblie—

benenversorgung durch Überversicherung (Höherversicherung)

oder auf andere Weise gewährt wird° Nach Abs„ 2 der Vor—

schrift hat der Arbeitgeber während des Wehrdienstes die

Beiträge (Arbeitgeber— und Arbeitnehmeranteil) weiterzu—

entrichten, und zwar in der Höhe, in der sie zu entrichten

gewesen wären, wenn das Arbeitsverhältnis aus Anlaß der

Einberufung des Arbeitnehmers nicht ruhen würde° Nach

Abs° } aaO gelten diese Bestimmungen auch für Arbeitneh—

mer außerhalb des öffentlichen Dienstes, die einer Pen—

sionskasse angehören oder als Leistungsempfänger einer

anderen Einrichtung oder Form der betrieblichen oder

überbetrieblichen Alters_ und Hinterbliebenenversorgung

in Betracht kommen°

Folgt bereits daraus, daß nicht nur das Arbeitsverhält—

nis als solches, sondern auch der bis zur Einberufung zum

Wehrdienst erlangte zusätzliche Versicherungs— und Versor-

gungsschutz durch den Grundwehrdienst erhalten bleiben

soll, so ergeben sich die sozialversicherungsrechtlichen
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Folgerungen deutlich aus den weiteren Gesetzen, die in

Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht notwendig ge—

worden sind„ In 5 51 des Soldatengesetzes idF der Be—

kanntmachung vom 22° April 1969 (BGBl I 313) ist bestimmt,
daß der Bund für das Wohl der Soldaten zu sorgen hat, die

aufgrund der Wehrpflicht Wehrdienst leisten° Nach dieser

Fürsorgepflicht des Staates war ua auch die Weiterführung

der Versicherung in den gesetzlichen Rentenversicherungen

während des Wehrdienstes zu regeln (5 50 Abs, 1 Satz 2.

des Soldatengesetzes)„ Insoweit bestimmt @ 2 Abs° 1 Nr„8

AVG in der durch das Erste Rentenversicherungs—Änderungs—

gesetz (RVÄndG) vom 9° Juni 1965 (BGBl I 476) erfolgten

neuen Fassung, daß Personen, die vor der Wehrdienstlei—

stung in keinem Zweig der gesetzlichen Rentenversiche—

rung pflicht— oder freiwillig versichert waren, bei Ein==

berufung zu einem Wehrdienst von länger als drei Tagen

für die Dauer der Wehrdienstleistung in der Angestell—

tenversicherung pflichtversichert sind° Bestand die

Pflichtversicherung nach dieser Vorschrift am 31° Dezem»

ber 1967, so scheidet eine Befreiung von der Versiche—

rungspflicht nach Art, 2 $ 1 AnVNG schon mangels einer

Versicherungsfreiheit vor dem 1° Januar 1968 aus°

Anders ist die Rechtslage bei Angestellten, die bei der

Einberufung zum Wehrdienst vor dem 1° Januar 1968 wegen

Überschreitens der damaligen JAV nicht versicherungs—

pflichtig waren, aber sich — wie der Kläger — freiwillig

weiterversichert hatten° Für diese Personen bestand auch

während des Grundwehrdienstes bis zum 31„ Dezember 1967

keine Versicherungspflicht° Sie konnten sich während

der Wehrdienstleistung freiwillig weiterversichern und

erhielten nach 5 7 Abs, 1 und Abs, 2 Nr° } i,V°m° @ 2

Nr° 1 des Unterhaltssicherungsgesetzes idF des Änderungs—

gesetzes vom 26° März 1965 (BGBl I 162) für die Zeit des
Grundwehrdienstes vor Vollendung des 25° Lebensjahres

ihre Beiträge vom Bund erstattet°
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Diese unterschiedliche Regelung des sozialversicherungs-

rechtlichen Schutzes danach, ob die bei der Einberufung

versicherungsfreien Wehrdienstpflichtigen freiwillige

Beiträge geleistet haben oder nicht, läßt die Vorstel—

lung des Gesetzgebers über das Verhältnis von Wehr-

dienstpflicht und gesetzlicher Rentenversicherung er-

kennen: Er wollte denjenigen Wehrpflichtigen, die in

ihrem Berufsleben bereits eine Stellung erreicht hatten,

in der sie wegen Überschreitens der JAV vor dem 1° Ja—

nuar 1968 versicherungsfrei waren, diesen Status auch
während des Wehrdienstes erhalten, wenn sie vorher in

der Rentenversicherung freiwillig versichert waren°

Da das Angestelltenverhältnis während des Wehrdienstes

nur ruht, muß dann aber diese vom Gesetzgeber gewollte

Unterscheidung — entgegen der Ansicht der Revision —

auch für die Auslegung der Befreiungsvorschrift des

Art° 2 $ 1 Abs° l AnVNG jedenfalls dann maßgebend sein,

wenn „ wie hier — nach Beendigung des Wehrdienstes die

Arbeit bei der bisherigen Beschäftigungsfirma wieder

aufgenommen worden ist°

Dem auch während des Wehrdienstes bis zum 31° Dezember

1967 versicherungsfrei gebliebenen Dienstleistenden

darf, wenn er sich vom 1. Januar 1968 an von.der Ver—

sicherungspflicht befreien lassen will, nicht zum Nach—

teil gereichen, daß die allgemeine Einführung der Ver—

sicherungspflicht für Angestellte in die Zeit der Er—

füllung der für ihn im allgemeinen unausweichlichen

Wehrdienstpflicht fiel° Es entspricht vielmehr den

aufgezeigten Absichten des Gesetzgebers, ihn hinsicht—.

lich der Befreiung von der Versicherungspflicht nach

Art„ 2 $ 1 Abs° l AnVNG ebenso zu stellen, wie wenn
sein Arbeitsverhältnis am 31° Dezember 1967 nicht ge—

ruht hätte, sondern er zu diesem Zeitpunkt tatsächlich

wegen Überschreitens der Jahresarbeitsverdienstgrenze

versicherungsfrei beschäftigt gewesen wäre.

10 —
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Der somit im Falle des Klägers zuzustimmenden Ausle—

gung der Befreiungsvorschrift durch das LSG steht

auch nicht — wie die Revision meint — die zu Art" 2

@ 1 AnVNG in der bis zum 31„ Dezember 1967 geltenden
Fassung ergangene Entscheidung des 1„ Senats des BSG

vom 26° Februar 1969 (DAngVers 1969, 153) entgegen.
Der 1° Senat hat einen ursächlichen Zusammenhang zwi—

schen dem Inkrafttreten des neuen Rechts und dem Ver—

sicherungspflichtigwerden gefordert° Er hat einen sol—

chen Zusammenhang verneint, wenn beim Inkrafttreten

der neuen gesetzlichen Regelung keine Angestellten—

Eigenschaft vorliegt, die Versicherungspflicht zur

Folge haben kann° Im Hinblick auf die Bestimmungen

des Arbeitsplatzschutzgesetzes über das bloße Ruben

des Arbeitsverhältnisses kann hier aber nicht gesagt

werden, daß die Angestellten—Eigenschaft des Klägers

durch die Wehrdienstleistung bei Inkrafttreten des

FinÄndG 1967 gefehlt hat°

Damit im Einklang steht auch die Regelung des 5 2 Abs„2
Satz 1 AVG, wonach bei Wehrdienstleistenden, denen nach

5 1 Abs„ 2, @ 9 Abs° 1, $ 11 a Abs° 1 und $ 15 a des

Arbeitsplatzschutzgesetzes Entgelt weiterzugewähren ist,

das Beschäftigungsverhältnis als durch den Wehrdienst

nicht unterbrochen gilt° Diese gesetzlicheFiktion— ins—

besondere für Wehrdienstleistende des öffentlichen Dien—

stes — rechtfertigt gerade den Umkehrschluß, daß im

privaten Dienst nicht nur das Arbeitsverhältnis im

arbeitsrechtlichen Sinne, sondern auch das Beschäfti—

gungsverhältnis in sozialversicherungsrechtlicher Sicht

ruht (ebenso Hanow/Lehmann/Boge, Kommentar zum 4„ Buch

der RVG, 50 Aufl. 1969, Anm° 47 zu 5 1227)‚ mithin dem
Grunde nach fortbesteht° Denn der Begriff des Ruhens

setzt gerade den (latenten) Fortbestand des Beschäfti—

gungsverhältnisses voraus (vgl„ BSG 2‚ 147)„ Dies gilt

um so mehr, als für das Fortbestehen eines Beschäfti—
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gungsverhältnisses die Zahlung eines Entgelte nicht unbe—

dingt begriffsnotwendig ist (vgl° Urteil des BSG vom

140 Oktober 1970 —4 HJ 333/69 —mit weiteren Nachweisen)‚

Die vom 1° Senat in der Entscheidung vom 26° Februar 1969

aaO für die Anwendung des Art° 2 5 1 Abs° 1 AnVNGgeforderte
Angestellten—Eigenschaft kann daher auch als gegeben ange-

sehen werden, wenn das Beschäftigungsverhältnis im Zeitpunkt

des für die Befreiung von der Versicherungspflicht maßge—

benden Stichtages infolge Wehrdienstleistung geruht hat°

Auch der vom 1° Senat herausgestellte Sinn und Zweck der

Übergangsregelung, nämlich den durch die eingetretene Ver—

sicherungsfreiheit erreichten Besitzstand zu schützen„ trifft

beim bloßen Ruhen des Beschäftigungsverhältnisses infolge

der Wehrdienstleistung zu° Es darf nicht verkannt werden,

daß für den Kläger insoweit am 1° Januar 1968 hinsichtlich

der bisherigen Gestaltung seiner Alters— und Invaliditäts—

vorsorge die gleiche Interessenlage bestanden hätte, wenn

er zu diesem Zeitpunkt gerade nicht seinen Wehrdienst hätte

leisten müssen°
,

Da die übrigen Voraussetzungen für die Befreiung von der

Versicherungspflicht gemäß Art° 2 5 1 Abs° 1 AnVNG idF des
FinÄndG 1967 nach den von der Revision nicht angegriffénen

Feststellungen des LSG ebenfalls vorliegen, muß der Revision

der Beklagten der Erfolg versagt bleiben°
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